
















 
Der Bürgermeister 
 

 
Amt für Planung, Vermessung und Umwelt 
 

Bebauungsplan 007a „Nibelungenviertel“               07.04.2015 
 
Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung gemäß § 4 (2) BauGB 
 
Abwägung und Begründung, Beschlussentwürfe zu den Anregungen während der öffentlichen Auslegung vom 14.01.2015 bis 17.02.2015 

 
 

lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Begründung und Abwägung 

 
Beschlussentwurf 

Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 
1 Bezirksregierung Düssel-

dorf, Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst (KBD) 

20.01.2015 Verweis auf alte Stellungnahmen vom 
24.08.2012 und 20.10.2014: 
Es liegt ein diffuser Kampfmittelverdacht 
vor. Außerdem existiert ein konkreter Ver-
dacht auf Kampfmittel bzw. Militäreinrich-
tungen des 2. Weltkrieges (Laufgraben auf 
den Grundstücken Rosellstr. 50 und 52, 
Brunhildstr. 1, 3, 5, 7 und 9). 
Es werden geophysikalische Untersuchun-
gen empfohlen. Aufschüttungen sollen auf 
das Geländeniveau von 1945 abgeschoben 
werden. Bei erheblichen mechanischen 
Belastungen des Bodens wird eine Sicher-
heitsdetektion empfohlen. 

Der Bpl-Entwurf enthält einen entsprechen-
den Hinweis. 

…dass die Anregung bereits berück-
sichtigt wurde. 

2 Bundesamt für Infrastruk-
tur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bun-
deswehr 

16.01.2015 Bei baulichen Anlagen (einschl. untergeord-
neter Gebäudeteile), die eine Höhe von 30 
m überschreiten, sind die Planungsunterla-
gen - vor Erteilung einer Baugenehmigung - 
zur Prüfung zuzuleiten. 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Der Festsetzungen des Bpl lassen keine 
Gebäudehöhen über 30 m erwarten. 

…die Anregung zur Kenntnis zu neh-
men. 

3 LVR-Amt für Bodendenk-
malpflege 

19.01.2015 Das Plangebiet grenzt an die römische 
Straße Köln – Trier. Römische Straßen 
waren von einem Graben begleitet, der sich 
(möglicherweise) noch im Plangebiet befin-
det. Im Plangebiet ist mit römischen Grä-
bern zu rechnen. Erdarbeiten, insbesondere 
im östlichen Teil der Fläche, sollten im Vor-
feld mit dem LVR-Amt für Bodendenkmal-
pflege abgestimmt werden. 

Der Bpl-Entwurf enthält bereits einen ent-
sprechenden Hinweis zum Bodendenkmal-
schutz, der das häufige Vorkommen ar-
chäologischer Fundstellen im Plangebiet 
benennt. Weiterhin wird auf die Bestimmun-
gen des Denkmalschutzes NW bei Boden-
bewegungen und Baumaßnahmen verwie-
sen. 

…dass die Anregung bereits berück-
sichtigt wurde. 



 
lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Begründung und Abwägung 

 
Beschlussentwurf 

Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 
4  Erftverband 23.01.2015 Verweis auf Stellungnahme vom 

30.08.2012: 
Es soll eine Sammlung und Nutzung des 
Niederschlagswassers festgesetzt oder 
empfohlen werden, falls durch den Bpl die 
Versiegelung erhöht wird. 

Der Bpl bewirkt eher eine Verringerung der 
zulässigen Versiegelung, da die Bebau-
ungsmöglichkeiten im Vergleich zu den 
derzeit rechtskräftigen Durchführungsplä-
nen zurückgenommen werden. 
Auch wegen der bereits vorhandenen Be-
bauung auf fast allen Baugrundstücken, 
wurde auf eine solche Festsetzung verzich-
tet. 

…der Anregung nicht zu folgen. 

5 Landesbetrieb Straßen-
bau Nordrhein-Westfalen 

13.02.2015 a) WA 1 liegt an der freien Strecke. Die 
ausnahmsweise Zulassung von Einzel-
handelsnutzung wird kritisch gesehen, 
da hier außerorts ausreichend Stellplät-
ze bereitgestellt werden müssten. 
 

b) Die stark befahrene B 265 weist im 
Planbereich immer wieder Unfälle 
durch ruhenden Verkehr und Längsun-
fälle auf. Bei Einzelhandelsnutzung des 
Teilplangebietes ist die Gefahrensitua-
tion ungleich höher. 

 
 
 
 
 
c) Entlang der B 265 sind die Sichtver-

hältnisse gem. der Richtlinien für die 
Anlage von Stadtstraßen (RASt) bzw. 
Richtlinie für die Anlage von Landstra-
ßen (RAL) von jeglichen Hindernissen 
freizuhalten.  
 
 
 
 
 
 
 

d) Die Einhaltung der Sichtdreiecke/ Sicht-
felder ist in die textlichen Festsetzun-
gen aufzunehmen und durch die Bau-
ordnungsbehörden zu gewährleisten. 

 

a) Der Stellplatzbedarf zukünftiger Einzel-
handelsnutzungen regelt sich im jewei-
ligen Baugenehmigungsverfahren und 
wird auf Privatgrundstücken bereitge-
stellt. 
 

b) Die B 265 ist eine Hauptverkehrsachse 
von Hürth, die potentielle Ansiedlung 
von Einzelhandelsnutzungen ist eine 
von vielen möglichen Nutzungsszenari-
en in einem „Allgemeinen Wohngebiet“ 
gem. § 4 BauNVO. Im Rahmen der 
Abwägung wird die Standortentwick-
lung bzw. der Schutz des Wohngebie-
tes höher gewichtet, als evtl. verkehrs-
technische Belange. 

 
c) Entlang der B 265 orientieren sich die 

überbaubaren Flächen an der vorhan-
denen Bestandsbebauung bzw. Ver-
kehrssituation, eine darüber hinaus ge-
hende Bebauung, welche die beste-
henden Sichtverhältnisse u.U. ver-
schlechtern könnte, ist nicht möglich.  
Die Festsetzungen des Bpl haben so-
mit keinerlei Auswirkungen auf Aspekte 
der Verkehrssicherheit, eine mögliche 
Beeinträchtigung wird hier nicht gese-
hen. 
 

d) Der genannte Sachverhalt fällt nicht 
unter den Regelungsbedarf eines Bpl. 
Es ist darüber hinaus nicht erkennbar, 
dass der Bpl mit seinen Festsetzungen 
ein erweitertes Sicherheitsrisiko für die 

…die Anregung zur Kenntnis zu neh-
men. 
 
 
 
 
…die Anregung zur Kenntnis zu neh-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…die Anregung zur Kenntnis zu neh-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…die Anregung nicht zu berücksichti-
gen. 
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Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 

 
 
e) Im Bpl ist die Anbauverbotszone von 

20,00 m gemessen vom äußeren Fahr-
bahnrand für den Teilbereich entlang 
der freien Strecke der B 265 einzutra-
gen. 

 
 
f) Aus dem Bpl heraus bestehen gegen-

über der Straßenbauverwaltung keine 
rechtlichen Ansprüche auf aktiven und / 
oder passiven Lärmschutz durch Ver-
kehrslärm der B 265. Hinweis auf Lärm-
reflexionen. 
 
 
 
 
 
 

g) Im Bpl ist zeichnerisch / textlich auf die 
Verkehrsemissionen (Staub, Lärm, Ab-
gase etc.) der angrenzenden oder in 
der Nähe liegenden Straßen hinzuwei-
sen. 
 
 
 
 
 
 

h) Art, Größe und Farbe sowie Standort 
von Werbeanlagen werden im Bpl nicht 
festgeschrieben. Es ist darauf hinzu-
weisen, dass Werbeanlagen je nach 
Lage u.U. der gesonderten Zustimmung 
der Straßenbauverwaltung bedürfen. In 
jedem Fall ist eine erneute Beteiligung 
erforderlich.  
Werbeanlagen oder evtl. Beleuchtung 
sind zur B 265 hin so abzuschirmen, 
dass die Verkehrsteilnehmer nicht ge-
blendet oder abgelenkt werden. 

verkehrlichen Belange begründet. 
 
e) Im Teilbereich entlang der freien Stre-

cke der B 265 liegen alle überbaubaren 
Flächen außerhalb der Anbauverbots-
zone, vor diesem Hintergrund kann ei-
ne entsprechende Eintragung im Bpl 
entfallen. 
  

f) Bei evtl. erforderlichen Lärmschutz-
maßnahmen entlang der B 265 kom-
men aus städtebaulichen Gründen nur 
passive Schallschutzmaßnahmen an 
Gebäuden in Frage, die nicht zu Lasten 
des Landesbetriebes gehen. 
Evtl. Lärmreflexionen bei Hochbauten 
führen in vergleichbaren Fällen nur zu 
geringfügigen Erhöhungen im nicht 
wahrnehmbaren Bereich und können 
daher vernachlässigt werden. 

 
g) Der Bpl setzt ausschließlich vorhande-

ne Straßen fest, es erfolgt in keinem 
Fall eine Erweiterung oder Neuanlage 
und somit durch den Bpl begründete 
Steigerung der Verkehrsemissionen. 
Eine über das übliche Ausmaß hinaus-
gehende Belastung wird nicht gesehen. 
Die Aufnahme eines entsprechenden 
Hinweises in den Bpl ist vor diesem 
Hintergrund nicht erforderlich.  
 

h) Die Zulässigkeit von Werbeanlagen 
wird im jeweiligen Genehmigungsver-
fahren geprüft. Hinweise bzgl. geson-
derter Zustimmungen nach Bundes-
fernstraßengesetz (FStrG) können ent-
fallen, da dies unabhängig vom Bpl gilt. 
Grundsätzlich wird im Rahmen der Ab-
wägung der Gebietsschutz bzw. die 
Gebietsentwicklung höher gewertet, als 
evtl. verkehrstechnische Belange.   

 
 

 
 
…die Anregung nicht zu berücksichti-
gen. 
 
 
 
 
 
…die Anregung zur Kenntnis zu neh-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…die Anregung nicht zu berücksichti-
gen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…die Anregung nicht zu berücksichti-
gen. 
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Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 

i) Schaufenster sind zur B 265 hin abzu-
schirmen, eine ablenkende Gestaltung 
ist nicht hinnehmbar. 

 
 
 
j) Außenfassaden sind so zu gestalten, 

dass keine ablenkende Wirkung auf 
den Verkehr entsteht und die Sicherheit 
sowie Leichtigkeit des Verkehrs nicht 
gefährdet wird. 

i) Entsprechende Festsetzungen sind im 
Bpl planungsrechtlich nicht möglich. 
Ggf. müssen Regelungen in den Bau-
genehmigungsverfahren getroffen wer-
den. 
 

j) Entsprechende Festsetzungen sind im 
Bpl planungsrechtlich nicht möglich. 
Ggf. müssen Regelungen im Bauge-
nehmigungsverfahren getroffen wer-
den. 

…die Anregung zur Kenntnis zu neh-
men. 
 
 
 
 
…die Anregung zur Kenntnis zu neh-
men. 

 

 
Im Auftrage 
 
 
gez. Dipl.-Ing. Siry 
Ltd. Stadtbaudirektor 




